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finanzhofes
BFHE	 Sammlung der Entscheidungen des Bundesfinanzhofes
BfNKostV	 Kostenverordnung für Amtshandlungen des Bundesamtes für 

Naturschutz
BGB	 Bürgerliches Gesetzbuch
BGebG	 Gesetz über Gebühren und Auslagen des Bundes (Bundesge-

bührengesetz)
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gesetzes
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BlnDSG	 Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten in der Berliner 
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BlnVwVfG	 Gesetz über das Verfahren der Berliner Verwaltung
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BRAO	 Bundesrechtsanwaltsordnung
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verordnung
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18	 Abkürzungsverzeichnis

freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95 /  
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LDSG RP	 Landesdatenschutzgesetz Rheinland-Pfalz
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n. F. 	 neue Fassung
NDSG	 Niedersächsisches Datenschutzgesetz
NJW	 Neue Juristische Wochenschrift
NStZ	 Neue Zeitschrift für Strafrecht



20	 Abkürzungsverzeichnis

NVwKostG	 Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz
NVwZ	 Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
NVwZ-RR	 Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht Rechtsprechungs-Re-
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Einleitung

A. Problemstellung

Das Verwaltungsrecht, als Teil  des öffentlichen Rechts, besteht aus den 
Rechtsnormen, die speziell für die Verwaltung, also die Verwaltungstätigkeit, 
das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsorganisation, gelten.1 Das all-
gemeine Verwaltungsrecht stellt allgemeinverbindliche Regelungen für alle 
Bereiche des Verwaltungsrechts auf, das besondere Verwaltungsrecht regelt 
spezielle Materien des Verwaltungsrechts.2 Sowohl das Steuerrecht als auch 
das Sozialrecht gehören zum besonderen Verwaltungsrecht.3 Bei diesen bei-
den Rechtsgebieten besteht die Besonderheit, dass der Gesetzgeber ein je-
weils eigenes Verwaltungsverfahrens- und Gerichtsverfahrensrecht geschaf-
fen hat und ein Rückgriff auf die allgemeinen Regelungen grundsätzlich 
nicht erfolgt.4 Vielmehr liegt eine Dreiteilung des Verfahrensrechts vor, die 
auch als „Säulen-Trias“ des Verfahrensrechts bezeichnet wird.5

Diese Arbeit vergleicht die außergerichtlichen Vorverfahren, die in diesen 
drei Teilgebieten des Verwaltungsrechts zu finden sind. Es handelt sich be-
grifflich um Vorverfahren, da sie Sachurteilsvoraussetzung für den Zugang 
zu den Gerichten sind.6 Sie sind außergerichtlich, da über ihren Erfolg durch 

1  Ehlers, in: Ehlers / Pünder, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 3 Rn. 1 ff.; Maurer /  
Waldhoff, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 3 Rn. 1; Peine, Allgemeines Verwaltungs-
recht, Rn. 114 f.

2  Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, Rn. 12 f.; Maurer / Waldhoff, Allge-
meines Verwaltungsrecht, § 3 Rn. 2 f.; Stober, in: Wolff / Bachof / Stober / Kluth, Ver-
waltungsrecht I, § 21 Rn. 5 f.

3  Stober, in: Wolff / Bachof / Stober / Kluth, Verwaltungsrecht I, § 21 Rn. 6; Wald-
hoff, Abgabenrecht, in: Ehlers / Fehling / Pünder, Besonderes Verwaltungsrecht, 
Band 3, § 67 Rn. 1; Waltermann, Sozialrecht, Rn. 27.

4  Sachs, in: Stelkens / Bonk / Sachs, VwVfG, Einleitung Rn. 51 ff.; Waltermann, 
Sozialrecht, Rn. 28. Kritisch: Stober, in: Wolff / Bachof / Stober / Kluth, Verwaltungs-
recht I, § 21 Rn. 7.

5  Ramsauer, in: Kopp / Ramsauer, VwVfG, § 2 Rn. 4; Peine, Entwicklung des 
Verwaltungsverfahrensrechts, LKV 2012, 1 (3); Sachs, in: Stelkens / Bonk / Sachs, 
VwVfG, Einleitung Rn. 51; Schmidt-Aßmann, Verwaltungsverfahren, in: Isensee /  
Kirchhof, HbStR  V, § 109 Rn. 16. Diese Dreiteilung ist im Verhältnis Verwaltungs-
verfahrens-, Verwaltungsgerichts- und materielles Recht nicht immer konsequent. 
Siehe hierzu S. 107.

6  Ein außergerichtliches Prüfverfahren, das nicht zwingend für den Zugang zum 
Verwaltungsgericht, also keine Sachurteilsvoraussetzung ist, ist das Remonstrations-
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die Verwaltung selbst und nicht bereits durch die Gerichte entschieden wird.7 
Das außergerichtliche Vorverfahren im Steuerrecht trägt die Bezeichnung 
Einspruchsverfahren.8 Sowohl das allgemeine Verwaltungsrecht als auch das 
Sozialrecht nutzen den Begriff Widerspruchsverfahren.

I. Abgrenzung zu spezielleren außergerichtlichen Vorverfahren  
im Verwaltungsrecht

Neben diesen „klassischen“ außergerichtlichen Vorverfahren sind im öf-
fentlichen Recht weitere außergerichtliche Vorverfahren zu finden, die nicht 
Gegenstand der Arbeit sind, aber zur Abgrenzung beispielhaft skizziert wer-
den.

Bei Erlass der Verwaltungsgerichtsordnung wollte man einige bereits exis-
tierende außergerichtliche Vorverfahren von den §§ 68 ff. unberührt lassen, 
obwohl man grundsätzlich größtmögliche Vereinheitlichung anstrebte.9 Das 
Flurbereinigungsrecht beinhaltet demgemäß ein außergerichtliches Vorver-
fahren sui generis, § 190 Abs. 1 Nr. 4 VwGO. Dieses Rechtsgebiet regelt die 
Neuordnung des ländlichen Grundbesitzes, um die Produktions- und Arbeits-
bedingungen in der Land- und Forstwirtschaft und die allgemeine Landeskul-
tur und Landesentwicklung zu verbessern, § 1 FlurbG. Über Flurbereini-
gungsstreitigkeiten, für die der Verwaltungsrechtsweg gegeben ist, entschei-
den sogenannte Flurbereinigungsgerichte, die als Senat für Flurbereinigung 
bei den obersten Verwaltungsgerichten einzurichten sind, §§ 138, 140 FlurbG. 
Das hierbei einschlägige vorhergehende Widerspruchsverfahren ist in §§ 141 f. 
FlurbG geregelt. Es ist den §§ 68 ff. VwGO gleichartig, aber gewollt eigen-
ständig.10

Die Wehrbeschwerdeordnung gewährleistet dem Soldaten umfassenden 
Rechtsschutz innerhalb des Wehrdienstverhältnisses.11 Gemäß § 23 WBO 

verfahren in Visumangelegenheiten. Siehe hierzu: Poschenrieder, Das Remonstra
tionsverfahren vor den Auslandsvertretungen der Bundesrepublik Deutschland, NVwZ 
2015, 1349; Samel, in: Bergmann / Dienelt, Ausländerrecht, § 6 Rn. 77 ff.

7  Die drei Vorverfahren sind dem Verwaltungsverfahren und nicht dem Gerichts-
verfahren zuzuordnen. Siehe S. 54.

8  Die Zweiteilung der außergerichtlichen Rechtsbehelfe im Steuerrecht in Ein-
spruchs- und Beschwerdeverfahren wurde durch das Grenzpendlergesetz, das am 
1. Januar 1996 in Kraft trat, aufgehoben. Siehe S. 42.

9  BT-Drs. 3 / 55 S. 25; BT-Drs. 3 / 1094 S. 16. Zu weiteren Beispielen: Dolde / Porsch, 
in: Schoch / ‌Schneider / Bier, VwGO, § 68 Rn. 9d, 9e und Dürr, in: Knack / Henneke, 
VwVfG, § 79 Rn. 18.

10  BT-Drs.  7 / 3020 S. 16, 28, 35; Wingerter, in: Schwantag / Wingerter, FlurbG, 
§ 141 Rn. 1.

11  Dau, WBO, Einführung Rn. 19.
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i. V. m. § 190 Abs. 1 Nr. 6 VwGO tritt das Beschwerdeverfahren an die Stelle 
des Widerspruchsverfahrens, wenn für eine Klage aus dem Wehrdienstver-
hältnis der Verwaltungsrechtsweg gegeben ist. Somit ist das Beschwerdever-
fahren der einheitliche Rechtbehelf im Rahmen der WBO, unabhängig davon, 
ob es sich um eine truppendienstliche Angelegenheit oder um eine Verwal-
tungsangelegenheit handelt. Das Ziel, dem Beschwerdeführer ein einheitli-
ches Rechtsschutzmittel zur Verfügung zu stellen, ist Grund für den Aus-
schluss des allgemeinen Widerspruchsverfahrens.12

Ein bedeutendes Beispiel für ein eigenständiges Vorverfahren, das nach 
Erlass der VwGO eingeführt wurde, enthält das Gesetz gegen Wettbewerbs-
beschränkungen, das die Vergabe öffentlicher Aufträge ab einem bestimmten 
Schwellenwert zum Gegenstand hat. Bei dem sogenannten Nachprüfungsver-
fahren, das in §§ 155 ff. GWB geregelt ist, handelt es sich um ein besonderes 
Verwaltungsverfahren, das mit dem Widerspruchsverfahren der §§ 68 ff. 
VwGO vergleichbar ist und gerichtsähnlich ausgestaltet wurde.13 Gegen die 
Entscheidungen der Vergabekammer ist gemäß § 171 GWB die sofortige 
Beschwerde zulässig, über die die Vergabesenate bei den Oberlandesgerich-
ten entscheiden.14

Außergerichtliche Verfahren eigener Art, die Sachurteilsvoraussetzung für 
die sozialgerichtliche Klage sind,15 enthält das fünfte Buch des Sozialgesetz-
buches. Diese Verfahren vor Beschwerdeausschüssen betreffen gemäß § 97 
SGB V Fragen der Zulassung zur vertragsärztlichen Versorgung und gemäß 
§ 106 SGB V die Wirtschaftlichkeitsprüfung in der vertragsärztlichen Versor-
gung. Sie gelten nach § 97 Abs. 3 S. 2 und § 106 Abs. 5 S. 3 SGB  V als 
Vorverfahren i. S. d. § 78 SGG. Dennoch sind sie mit dem Widerspruchsver-
fahren nicht identisch, sondern als Verfahren eigener Art ausgestaltet.16

II. Gemeinsamkeiten und Unterschiede  
der außergerichtlichen Vorverfahren

Die Zugehörigkeit zum Verwaltungsrecht im weiteren Sinne und die Ei-
genart als Sachurteilsvoraussetzung sind die bedeutendsten Gemeinsamkeiten 

12  BT-Drs. 2 / 2359 S. 7; Dau, WBO, § 23 Rn. 2.
13  Kus, in: Kulartz / Kus / Portz / Prieß, GWB, § 155 Rn. 14; Noch, Vergaberecht, 

Kapitel A Rn. 1080; Siegel, Europäisierung des Öffentlichen Rechts, Rn. 457 f.
14  BT-Drs.  13 / 9340 S. 20: Diese zivilgerichtlichen Vergabesenate sind zuständig, 

da sich die öffentlichen Auftraggeber bei der Vergabe von Aufträgen zivilrechtlich 
betätigen.

15  Engelhard, in: Hauck / Noftz, SGB V, § 106 Rn. 594.
16  BSGE 59, 216 (217); 74, 59 (61); Engelhard, in: Hauck / Noftz, SGB V, § 106 

Rn. 595; Schmidt, in: Meyer-Ladewig / Keller / Leitherer / Schmidt, SGG, § 78 Rn. 5b.




